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Zur Mitgliederversamm-
lung am 3.12.2005 berich-
tete Sonja Vack, als
Gefangenenbeauftragte
des Komitees, über ihre
Arbeit in den letzten bei-
den Jahren.  
I.Die Beschäftigung mit der Situati-
on im Strafvollzug ist eine in der
Satzung festgelegte Aufgabe, auf diesich – neben anderen – die Gemein-nützigkeit gründet. Aus diesemArbeitsschwerpunkt, der seit Grün-dung des Komitees bis heute konti-nuierlich bearbeitet wird, ist die„Institution“ Gefangenenbeauftrag-te(r) entstanden. Die Aufgaben undArbeit der Gefangenenbeauftragtenübe ich nunmehr seit 1995 aus. 

Die Tätigkeit besteht nach wievor im Wesentlichen in der Bearbei-tung von durchschnittlich minde-stens 10 Briefen  von Gefangenenpro Woche, die sich mit Problemenund der Bitte um Unterstützungund Hilfe durch das Komitee an unswenden.
Die Mehrzahl der Anliegen, diean uns herangetragen werden, kön-nen wir nach wie vor überhauptnicht aufgreifen. So schreibt z.B.Herr R.: „Hiermit möchte ich Sieum Überprüfung meines Falles bit-ten. Ich bin ein mehrfach zu Rechtverurteilter Sexualstraftäter, abermit meiner jetzigen Verurteilungkann ich mich nicht abfinden, weilich mich für unschuldig halte …“Oder Herr D.: „Da mir aufgrundvon zahlreichen Pro- und Kontra-

INFORMATIONEN

Komitee-Aktion:
Gefangenenhilfe 
und 
„Bücher für 
Gefangene“
Hilfe für Gefangene und Kampfgegen menschenrechtswidrige Haft-bedingungen sind zentrale Anliegendes Komitees. Diesen Aufgabenwidmen wir die erste Ausgabe unse-rer INFORMATIONEN 2006. SeitJahren erfüllt das Komitee Gefange-nen auf Anfrage auch persönlicheBücherwünsche. Rund 400 Bücherjeweils im Wert von bis zu 20,- Eurowerden vom Komitee-Sekretariat anInhaftierte verschickt. Zwar sindmanche Bücher über die Gefängnis-Bibliotheken oder die Buchfernlei-he erhältlich. Aber ein eigenes Buchhat einen besonderen Stellenwert inder Zelle, in der oft kaum persönli-che Gegenstände vorhanden oderzugelassen sind. Viele Gefangenewünschen sich auch oft Nachschla-gewerke wie Duden oder das Straf-vollzugsgesetz, eben Bücher, dieman gerne regelmäßig zumGebrauch zur Hand haben möchte. 
Die Aktion „Bücher für
Gefangene“ wird aus-
schließlich über Ihre Spen-
den finanziert. Weitere
Spenden sind dringend
erwünscht!
Spenden für 
„Gefangenenhilfe“:
Konto: 8 024 618; 
BLZ: 508 635 13 
Volksbank Odenwald

Bericht der Gefangenenbeauftragten
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Gutachten verchiedene und imErgebnis stark abweichende Progno-sen zugesprochen werden, die mitdem Grundgesetz nicht zu vereinba-ren sind, bitte ich Sie, meine Gut-achten einer fachlichen Überprü-fung zu unterziehen …“ Das ist füruns natürlich nicht möglich, undder betreffende Gefangene erhältdann von uns einen persönlichgehaltenen Brief mit einer Absage.
Immer wieder frage ich mich,ob sich diese Arbeit wirklich„lohnt“ und was damit erreicht wer-den kann. An der Zahl der erfolgrei-chen Interventionen lässt sich einesolche Arbeit nicht messen. Wirsehen uns eher als eine Anlaufadres-se, hier ist jemand, den mananschreiben kann, bei dem manseine Beschwerden oder auch malseinen Frust loswerden kann, ohnedass daraus für den Fortgang desVollzugs negative Konsequenzenentstehen. Und im einen oder ande-ren Fall können wir vielleichttatsächlich die Informationen ge-ben, die einem Gefangenen weiter-helfen. Oder man erhält tatsächlichdas Buch, das man sich gewünschthat. Dies alles hat für die Gefange-nen einen Stellenwert, der nichtunterschätzt werden darf. Es kannwieder Mut machen, wenn Gefange-ne merken, dass es „da draußen“doch noch Leute gibt, die ihnenzuhören.

II. Im letzten Bericht im Dezember2003 hatte ich erstmals über den
„Diezer Käfig“ berichtet, einen ein-gezäunten Hof, Kantenlänge 7 mal8 Meter, Zaunhöhe ca. 2.50 Meter,oben von einem Stacheldrahtgekrönt. Hier verbringen Gefange-

ne, die diszipliniert werden, ihreeine Stunde Bewegung im Freien, ineiner Art Käfigzwinger, einsehbarvon 150 Zellenfenstern. 
Unsere Versuche, die JVA Diezzu besuchen und diesen „Käfig“ inAugenschein nehmen und mit derAnstaltsleitung darüber sprechen zukönnen, fruchteten bis heute nicht.Es war und ist nicht möglich, Zutrittzu bekommen. Wir haben den Die-zer „Käfig“ jetzt für den Besuch desCPT (Europäisches Komitee zurPrävention gegen Folter) vorgeschla-gen und hoffen, dass eine Stellung-nahme dieser Institution vielleichtdoch irgendwann dazu führenkann, dass der „Käfig“ wieder ver-schwindet.

III. Alt-neue Themen sind aufge-
kommen:

Da wird einem an Hepatitis Cerkrankten Untersuchungsgefange-nen in Berlin durch die Anstaltslei-tung die Aushändigung seiner ver-ordneten homöopathischen Medi-kamente verweigert und die regel-mäßige Verabreichung von Spritzeneinfach nicht oder zu spät, also ganzunregelmäßig durchgeführt,obwohl die Staatsanwaltschaft diehomöopathischen Medikamenteausdrücklich zugelassen hatte. Aufunsere ausführliche Nachfrage undBitte, dafür Sorge zu tragen, dass dieMedikamente regelmäßig verab-reicht und ausgehändigt werden,lautet die lapidare Antwort: „HerrS. wird hier umfassend medizinischversorgt. Er erhält die benötigtenMedikamente. Weitere Auskünftekann ich Ihnen nicht erteilen, dakeine Entbindung von der ärztli-

chen Schweigepflicht vorliegt.“Bleibt abzuwarten, ob nach Vorlageder Entbindungserklärung einezufriedenstellende Antwort erfolgt.Wir sind eher skeptisch.
Ein Urteil des Bundesverwal-tungsgerichtes zur Ausweisung straf-fällig gewordener Ausländerbeschäftigt uns noch: War dieRechtsprechung bisher davon ausge-gangen, dass Ausländer, die wegenbestimmter schwererer Delikte undvor allem auch wegen Verstößengegen das Betäubungsmittelgesetzverurteilt wurden, in der Regel aus-zuweisen waren, hat das Bundesver-waltungsgericht im August 2004seine bisherige Rechtsprechunghierzu geändert und geurteilt, dasstürkische Staatsangehörige, die einAufenthaltsrecht aufgrund der EG-Assoziation besitzen, nur noch aufder Grundlage einer ausländer-rechtlichen Ermessens- und damitauch Einzelfallentscheidung undeben nicht mehr in der Regel immerabgeschoben werden dürfen. Eserreichten uns in der Folge jedochBriefe von ausländischen Inhaftier-ten, bei denen sich die Ausländer-behörden nach wie vor auf die Re-gelausweisung berufen. Hiergegensind Klagen anhängig. Die Betroffe-nen versprechen sich von demUrteil des Bundesverwaltungsge-richtes ziemlich viel, uns scheintdagegen eine gewisse Skepsis ange-bracht. Ermessensentscheidungbedeutet, dass die Behörde bei derEntscheidung über eine Auswei-sung neben der Schwere des Ver-stoßes auch schutzwürdige Belangedes Betroffenen und seiner Familiein die Überlegungen mit einbezie-hen muss. Die Entscheidung kannaber mit entsprechender Argumen-tation immer lauten, dass auch nachAbwägung der verschiedenen Belan-ge die Ausweisung verfügt wird.

IV. Mit großen und kleinen Bei-
spielen in immer neuer Folge könn-te man lange fortfahren, was ich andieser Stelle nicht tun will. Ichwerde auch versuchen, mich von dernicht endenden Welle nicht über-rollen zu lassen und neben derBeantwortung der einzelnen Briefeauch immer mal wieder ein geeigne-tes Thema in den Komitee-Informa-tionen oder an sonst geeigneter Stel-le herauszustellen. 

Sonja Vack

© Janus 02/2005, JVA Freiburg



Folgenden Text erhielten
wir mit der Bitte um Veröf-
fentlichung von einem
Gefangenen aus Thüringen
zugesandt. Der Autor ist
uns bekannt. Der Text,
den wir redaktionell für
diese INFORMATIONEN
stark gekürzt haben, kann
als Kopie im vollständigen
Wortlaut im Komitee-
Sekretariat in Köln ange-
fordert werden.
Tagtäglich werdenkreuz und quer durchdie gesamte Bundes-republik Gefange-nentransporte durch-geführt. Unter unvor-stellbaren Bedingun-gen …

Der Transportvon Gefangenenkann differenzierteGründe haben. Sei esdie Anhörung beimHaftrichter, die Teil-nahme an einemGerichtsprozess, eineBesuchszusammen-führung oder die Ver-legung aus so genann-ten vollzugsorganisa-torischen Gründen.(…)
Dem Verfassersind nur die Fahrzeu-ge in Thüringenbekannt, so dass er seine Erfahrun-gen auch nur aus diesen schildernkann. So sind unter anderem Trans-porter in Gebrauch, in denen esneben zwei mobilen Einzelzellengewöhnlich auch eine Zelle für vierPersonen gibt. Anschnallgurte suchtman in den etwas älteren Modellenvergebens, der Gefangene darf –meist an Händen und Füßen gefes-selt – „großzügig“ auf einer park-bankähnlichen Sitzfläche Platz neh-men und dann mit wahrer Körper-beherrschung und aller Kraft versu-chen, dem Fahrverhalten des Trans-porters oder den jeweiligen Künstendes Steuermanns durch gekonntesAb- und Gegenstützen zu trotzen.Mit gefesselten Extremitäten, wie

dass der Gefangene sich selbst beimmenschlichsten Problem alleinüberlassen bleibt. (…) Im Durch-schnitt bietet ein solcher Bus Platzfür 27 Gefangene. Zum Teil in Ein-zelkabinen gepfercht (oft nur einenhalben Quadratmeter groß; zumAusblick steht in den meisten Fällennur ein winziger Sehschlitz zur Ver-fügung; als Luftzufuhr dient eineBelüftung, die entweder kalte oderwarme Luft in den einer überdi-mensionalen verschließ- und verrie-gelbaren Sparbüchse ähnlichenRaum leitet. Gerade in den Som-mermonaten bewegt sich eine derar-tige Beförderung im Bereich desUnerträglichen, da in den Bussen –die vorhandene Belüftung reicht

der Gefangene während dieses Zeit-raumes in so genannten Termin-,Zugangs- bzw. Durchgangszellen,welche meist spartanisch ausgestat-tet und stark verschmutzt sind. (…)Während der Zeit einer derartigenRundreise wird der Betroffene zueiner nicht existenten Person, weiler keinen Besuch empfangen kann,auch nicht von seinem Verteidiger,er in der Regel keine Post erhält,auch Telefonate sind ihm verwehrt…

Gefangenentransporte in Deutschland
bereits erwähnt. (…)

Während der Fahrt kann daslebende Transportgut nahezu kei-nen Blick der Außenwelt widmen,da ausschließlich zwei kleine, sehrschmale Sichtschlitze vorhandensind, welche in einigen Fahrzeugenzusätzlich mit Lochgittern versehenwurden (…). Übrigens sind Zwi-schenstopps, zum Beispiel der Gangauf eine Toilette, nicht möglich, so

nicht annähernd aus – horrendeTemperaturen herrschen. (…)
Eine Fahrt von Aachen nachDresden schlägt durchschnittlichmit 15 Tagen zu Buche, weil derHäftling zwischenzeitlich als„Durchgangsgefangener“ in ver-schiedenen Justizvollzugsanstaltenverweilen und in der Logik nichtnachvollziehbare Umwege in Kaufnehmen muss. Untergebracht wird
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Nachträgliche 
Sicherungsverwahrung
Einen Schwerpunkt unserer Arbeitbildet gegenwärtig die Auseinander-setzung mit der neu eingeführtenNachträglichen Sicherungsverwah-rung (NSV). Nach unserer Bewer-tung ist diese Form der Haft grund-gesetzwidrig, da gegen das Verbotder Doppelbestrafung und gegendas Rückwirkungsverbot verstoßenwird. Glücklicherweise haben ineinigen ersten Fällen, die höchst-richterlich geprüft wurden, dieObergerichte strenge Maßstäbeangemahnt und in den meisten zurFrage stehenden Haftanordnungeneine erneute Überprüfung gefor-dert. Dennoch hängt diese Straf-form (die ja eigentlich keine Strafe,sondern eben „nur“ Sicherungshaftsein soll) wie ein Damoklesschwertüber allen Gefangenen mit längerenVerbüßungszeiten. In einigenAnstalten ist die regelmäßige Über-prüfung der möglichen Anordnungder NSV sogar – u.E. rechtswidrig –in die Formblätter zur Vollzugspla-nung aufgenommen worden. Diemögliche Verhängung einer NSVnach Ende der dem Urteil gemäßenStrafhaft verunsichert die Gefange-nen sehr und kann als zusätzlichesDisziplinierungsmittel missbrauchtwerden. Aktuell versuchen wir

durch Anfragen bei den Landesju-stizministerien genauere Zahlen zuden bisherigen Verhängungen vonNSV zu erkunden.
Wird Strafvollzug 
Ländersache?
Wenn es nach den Ergebnissen derFöderalismuskommission geht, dienur vorerst unter der alten Regie-rung gescheitert war, soll der Straf-vollzug künftig in die Kompetenzder einzelnen Bundesländer gelegtwerden. Fachleute und mit Gefan-genenvollzug befasste Verbändehaben dagegen massiv protestiert.Ein „Wettlauf der Schäbigkeiten“der Länder in der Vollzugsgestal-tung wird befürchtet. Noch stärkerwird dann auf Kostensenkung,mediale Paniken und wahltaktischeErwägungen Rücksicht genommenwerden. In einzelnen Ländern sindsolche Tendenzen schon sichtbar.Niedersachsen will das Recht aufEinzelunterbringung abschaffen;sozialtherapeutische Anstalten wer-den geschlossen; der offene Vollzugwird vom Regel- zum Ausnahmevoll-zug usw. Das Grundprinzip derResozialisierung, dem sich derGesetzgeber mit dem Strafvollzugs-gesetz von 1977 verpflichtet hatte,scheint zugunsten eines Verwahr-vollzuges geopfert zu werden. Gefan-gene haben derzeit kaum eineLobby in der Gesellschaft, so dassdie Umsetzungenvon Vollzugsver-schärfungen prak-tisch auf keinerleiöffentlichenWiderspruchstoßen. Um sowichtiger ist es,dass das Komitee,das von Anfang andie Arbeit fürGefangene alsSchwerpunktgewählt hat, dieseProbleme und Ent-wicklungen skan-dalisiert. Denn mitwirklichem Opfer-schutz und Opfer-hilfe, die oft alsArgumente herhal-

ten müssen, haben solche Tenden-zen nichts zu tun.

Angriff auf die 
Lockerungen
Mit diesem Titel überschriebenJohannes Feest und Wolfgang Lei-sting einen Aufsatz in der Zeitschriftfür Strafvollzug (2/2005), in dem siescharf kritisieren, dass die bundes-gesetzlichen Zielsetzungen imBereich Vollzugslockerungen/offe-ner Vollzug durch die Praxis derVollzugsverwaltungen massiv unter-laufen werden, zum Teil durch län-derspezifisch eingeführte Verwal-tungsvorschriften sogar korrigiertwerden. Überall ist ein Rückgangbei Lockerungen wie Ausgang,Beurlaubung, offener Vollzug undFreigang festzustellen. Der erfolgrei-che Vollzug solcher Maßnahmen istjedoch regelmäßige Voraussetzungfür eine Entlassung, insbesonderefür die normalerweise vorgesehenen2/3-Entlassungen. In einem konkre-ten Fall setzt sich das Komitee füreinen Gefangenen ein, der von die-ser Praxis betroffen ist. Ein Gefan-gener in Hessen hatte eine lebens-lange Freiheitsstrafe 18 Jahre langverbüßt, wurde danach jedoch wie-der straffällig (erpresserischer Raub)und bekam erneut 12 JahreHaftstrafe. Nach 8 Jahren (2002)waren 2/3 dieser Strafe verbüßt;sein Mittäter wurde damals entlas-sen. Dem Betroffenen werden bisheute keine Lockerungen und keinoffener Vollzug gewährt, obwohl einvon der Justizvollzugsanstalt in Auf-trag gegebenes psychiatrisches Gut-achten von 2004 genau dies alsheute gebotene Konsequenz forder-te. Die Vollzugsanstalt jedoch ver-weigert diese Konsequenzen mitfadenscheinigen Argumentationen,bzw. willkürlichen Mutmaßungen.Das Komitee hat an den entspre-chenden Unterausschuss Strafvoll-zug im Hessischen Landtag appel-liert. Diesen und andere „Fälle“menschlicher Schicksale hinter Git-tern werden wir weiter begleiten. 

Martin Singe 

Aus der Komitee-Projektgruppe Haftbedingungen
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